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Leiharbeitnehmer – wahlberechtigte Arbeitnehmer  

gemäß § 111 BetrVG   
 

 

Der Arbeitgeber hat im Falle einer Betriebsänderung in Unternehmen 

mit in der Regel mehr als 20 wahlberechtigten Arbeitnehmern ge-

mäß § 111 Satz 1 BetrVG mit dem Betriebsrat über einen Interessen-

ausgleich zu beraten. Bei der Ermittlung dieses Schwellenwerts sind 

Leiharbeitnehmer, die länger als drei Monate im Unternehmen ein-

gesetzt sind, zu berücksichtigen, obwohl sie nicht in einem Arbeitsver-

hältnis zum Entleiher stehen. Unterlässt der Arbeitgeber die gebotene 

Beratung mit dem Betriebsrat, haben Arbeitnehmer, die infolge der Be-

triebsänderung ihren Arbeitsplatz verlieren, einen Anspruch auf eine 

Abfindung als Nachteilsausgleich (§ 113 Abs. 3 BetrVG). 

Die Beklagte betreibt ein Unternehmen, das sich mit dem Verkauf und 

dem Verlegen von Bodenbelägen befasst. In der Vergangenheit be-

schäftigte sie regelmäßig 20 eigene Arbeitnehmer sowie seit Anfang 

November 2008 eine Leiharbeitnehmerin. Ende Mai 2009 kündigte sie 

die Arbeitsverhältnisse aller elf gewerblichen Arbeitnehmer. Verhand-

lungen mit dem Betriebsrat über einen Interessenausgleich lehnte sie 

ab. Der infolge dieser Betriebsänderung entlassene Kläger verlangte 

deswegen einen Nachteilsausgleich. Das Landesarbeitsgericht hat – 

anders als das Arbeitsgericht – die Klage abgewiesen.  

Die Revision des Klägers war vor dem Ersten Senat des Bundesar-

beitsgerichts erfolgreich. Die Beklagte beschäftigte zum Zeitpunkt der 



 

ViSdP: Rechtsanwalt Stefan Bell, Marktstraße 16, 40213 Düsseldorf. 
Bei unveränderter Übernahme einschließlich unseres Logos sind wir mit einer Veröffentlichung einverstanden. 

Über eine kurze Benachrichtigung freuen wir uns. 
Wenn Sie unser Mandanten-Info nicht mehr beziehen wollen, mailen Sie bitte an info@fachanwaeltinnen.de. 

 

- 2 -

Betriebsänderung Ende Mai 2009 in der Regel mehr als 20 wahlberechtigte Arbeit-

nehmer. Die länger als ein halbes Jahr im Unternehmen eingesetzte Leiharbeitneh-

merin war bei der Feststellung des Schwellenwerts zu berücksichtigen. Wegen der 

unterbliebenen Beteiligung des Betriebsrats steht dem Kläger eine Abfindung als 

Nachteilsausgleich zu.  

 

Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 18. Oktober 2011 – 1 AZR 335/10 - 
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Fazit 
 
1. Der Schwellenwert des § 111 BetrVG bezieht sich auf das jeweilige Unter-

nehmen, nicht auf den betroffenen Betrieb. Die Entscheidung des BAG 
kommt deshalb auch dann zur Anwendung, wenn in einem kleinen Betrieb – 
z.B. einer Filiale des Einzelhandels oder einer Bank – nur 4 oder 5 Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer (AN) arbeiten, solange im Unternehmen „in 
der Regel mehr als 20 wahlberechtigte“ AN beschäftigt sind. 

2. Weitere Schwellenwerte des § 111 BetrVG („erhebliche Teile der Beleg-
schaft“) ergeben sich meistens nicht aus § 112a BetrVG, sondern aus § 
17 KSchG und betragen in Betrieben mit in der Regel mehr als 20 und we-
niger als 60 AN mehr als 5 AN, in Betrieben mit in der Regel mindestens 60 
und weniger als 500 AN 10 vom Hundert der im Betrieb regelmäßig be-
schäftigten Arbeitnehmer oder aber mehr als 25 AN und in Betrieben mit in 
der Regel mindestens 500 AN mindestens 30 AN. Auch hier sind die Leih-
arbeitnehmer mit mehr als 3 Monaten Betriebszugehörigkeit zu berücksichti-
gen. 

3. Es kommt auf die „in der Regel“ beschäftigten AN an. Maßgebend ist die 
Zahl der AN, die für den Betrieb im Allgemeinen kennzeichnend ist, die also 
regelmäßig, nicht nur vorübergehend beschäftigt sind. Es nützt einem Ar-
beitgeber also nichts, kurz vor einer Betriebsänderung soviel Leiharbeitneh-
mer einzustellen, dass die genannten Schwellenwerte nicht erreicht werden, 
weil die kurzfristige Personalaufstockung keinen Einfluss hat auf die „in der 
Regel“ beschäftigten AN. 
Dasselbe gilt natürlich umgekehrt für kurz vor einer Betriebsänderung durch-
geführte Entlassungen oder Aufhebungsverträge. 


